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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Heuer und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/3842 — 


Einhaltung von Orientierungen der Internationalen Arbeitsorganisation 


Die Internationale Arbeitsorganisation hat im Bericht des gemäß Arti- 
kel 26 der Verfassung der IAO eingesetzten Ausschusses zur Prüfung 
der Einhaltung des Übereinkommens Nr. 111 über die Diskriminierung 
in Beschäftigung und Beruf, 1958, durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land bereits 1986/87 damalige Praktiken der Bundesrepubhk Deutsch- 
land kritisiert. 

Gegenwärtig vollzieht sich im Osten Deutschlands ein breiter Prozeß der 
Aussonderung von Bürgern aus dem Berufsleben aufgrund ihrer frühe- 
ren Zugehörigkeit bzw. Funktion in bestimmten Parteien und Organisa- 
tionen. 

1. Will die Bundesregierung gewährleisten, daß die Orientierungen 
der Internationalen Arbeitsorganisation gegen diskriminierende 
Berufsverbotsmaßnahmen in den neuen Bundesländern durchge- 
setzt werden? 

1.1 Wie soll durchgesetzt werden, daß die notwendige Einzelfallprü- 
fung zum konkreten Nachweis einer gegen die Menschenrechte 
oder gegen die Sicherheit des Staates gerichtete Betätigung bei 
jedem betroffenen Bürger angewandt wird? 

1.2 Wie wird verhindert, daß durch pauschale Einordnungen ganze 
Gruppen von Bürgern in ihrer beruflichen Existenz bedroht und 
politisch diskriminiert werden? 


In der Präambel des Übereinkommens 111 ist zum Ausdruck ge- 
bracht, daß eine Diskriminierung in Beschäftigung unc^ Beruf eine 
Verletzung von Rechten bedeutet, die in der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte niedergelegt sind. Das Übereinkom- 
men 111 kann deshalb nicht zum Schutz von Gegnern der Men- 
schenrechte dienen. Dieser Gedanke kommt in Artikel 4 des 
Übereinkommens 111 eindeutig zum Ausdruck; danach gelten 
Maßnahmen gegen eine Person, die in berechtigtem Verdacht 
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einer gegen die Sicherheit des Staates gerichteten Betätigung 
steht oder die sich tatsächlich in solcher Weise betätigt, nicht als 
Diskriminierung. 

Der SED-Staat war, wie immer deutlicher wird, ein Unrechts- 
system, das die Menschenrechte seiner Bürger mit Füßen getreten 
hat. Diejenigen, die dieses Unrechtssystem in besonderer Weise 
unterstützt und gefördert haben, sind nicht geeignet, im öffent- 
lichen Dienst eines Rechtsstaates tätig zu sein; sie können deshalb 
nicht den Schutz des Übereinkommens 111 genießen. Dies wird 
auch deutlich aus Artikel 1 Abs. 2 des Übereinkommens 111; 
danach gilt eine Unterscheidung, Ausschließung oder Bevorzu- 
gung hinsichtlich einer bestimmten Beschäftigung, die in den 
Erfordernissen dieser Beschäftigung begründet ist, nicht als Dis- 
kriminierung. Es hieße die Zielsetzung des Übereinkommens zu 
konterkarieren, gerade diejenigen zu schützen, die mit dazu bei- 
getragen haben, daß andere in Beschäftigung und Beruf diskrimi- 
niert wurden. 

Deshalb verstoßen die speziellen Kündigungsvorschriften des 
Einigungsvertrages, die nur für den öffentlichen Dienst gelten, 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht gegen das Überein- 
kommen 111. 

Die Kündigungsvorschriften des Einigungsvertrages sind auch 
verfassungskonform. Dies hat das Bundesarbeitsgericht in seinem 
Urteil vom 11. Juni 1991 - 8 - AZR 537/91 - ausdrücklich bestä- 
tigt. 

Nach Artikel 33 Abs. 2 GG darf die Einstellung in den öffentlichen 
Dienst nur nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung er- 
folgen. Dies gilt entsprechend für die Weiterbeschäftigung der 
Personen, die in der öffentlichen Verwaltung in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet beschäftigt waren. Eig- 
nung im Sinne von Artikel 33 Abs. 2 GG ist im Unterschied zur 
Befähigung und fachlichen Leistung die persönliche Eignung für 
ein öffentliches Amt. Diese kann fehlen, wenn ein Beschäftigter 
ein undemokratisches System in einer Weise unterstützt hat, daß 
er entweder nicht die Gewähr der geforderten Verfassungstreue 
bietet oder sonst für die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben 
nicht geeignet ist, insbesondere, weil seine Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst das Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit der 
Verwaltung gefährden würde. 

Aus diesen Gründen sind im Einigungsvertrag besondere Kündi- 
gungsregelungen für belastete Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes geschaffen worden (siehe Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 1 Abs. 4 und 5). Der Einigungsvertrag sieht die 
Möglichkeit der außerordentlichen Kündigung bei Verstößen 
gegen die Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit oder bei einer 
Tätigkeit für das frühere Ministerium für Staatssicherheit vor, 
sofern deshalb ein Festhalten am Arb eit s Verhältnis unzumutbar 
erscheint. In den Erläuterungen zu den Anlagen zum Einigungs- 
vertrag (Drucksache 11/7817, S. 180) ist ausdrücklich festgelegt, 
daß bei außerordentlicher Kündigung eine Einzelfallentscheidung 
erforderlich ist. 
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Außerdem sieht der Einigungsvertrag eine ordenthche Kündi- 
gung wegen fehlender persönlicher Eignung vor. Diese kann 
fehlen, wenn ein Beschäftigter im öffenthchen Dienst der früheren 
Deutschen Demokratischen Republik das Unrechtsregime in einer 
Weise unterstützt hat, daß er entweder nicht die Gewähr der ge- 
forderten Verfassungstreue bietet oder sonst für die Wahrneh- 
mung öffentlicher Ämter nicht geeignet ist. Auch insoweit ist eine 
Einzelfallprüfung erforderlich. Die bloße Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten Partei reicht nicht aus. 

Mit Rundschreiben an die obersten Dienstbehörden des Bundes 
vom 11. September 1990 und 26. Februar 1991, die auch den Län- 
dern nachrichtlich übermittelt worden sind, hat der Bundesmini- 
ster des Innern ausdrücklich auf die Notwendigkeit der Einzelfall- 
prüfung hingewiesen. 

Die Bundesregierung sieht deshalb keinen weiteren Handlungs- 
bedarf. 


2. Wird die Bundesregierung Einfluß nehmen, daß Rechtsbeugungen 
und Diskriminierungen im Bildungswesen unterbunden werden 
und alle bisher Betroffenen entsprechend der konkreten fallbezoge- 
nen Rechtslage rehabilitiert oder nach den geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen und rechtsstaatlichen Grundsätzen behandelt 
werden? 


Rechtsbeugungen und Diskriminierungen im Bildungsbereich 
sind der Bundesregierung nicht bekannt. Im übrigen wäre es nach 
der föderativen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland nicht 
Aufgabe der Bundesregierung, auf die insoweit zuständigen Län- 
der Einfluß zu nehmen. 


3. Auf welchen rechtlichen Grundlagen basieren flächendeckende 
Fragebogenaktionen von Bundesbehörden und nachgeordneten 
Einrichtungen zur detaüherten Erfassung von Personendaten? 


Rechtliche Grundlagen sind Artikel 33 Abs. 2 des Grundgesetzes 
und § 7 des Bundesbeamtengesetzes. 


4. Ist die Bundesregierung in der Lage, eine rechtsverbindhche Inter- 
pretation der Regelungen des Einigungs Vertrages, insbesondere 
der in der Anlage 1 Kapitel XIX formuherten Gründe für sogenannte 
ordentliche bzw. außerordenthche Kündigungen, zu geben, um 
willkürliche und diskriminierende Anwendungen auszuschheßen? 


Wie in der Antwort zu Frage 1 bereits ausgeführt, schreibt der 
Einigungsvertrag für die ordentliche und die außerordentliche 
Kündigung eine Einzelfallprüfung vor. Somit würde es rechts- 
staatlichen Erfordernissen nicht genügen, wenn die Bundesregie- 
rung abweichend von der Einzelfallprüfung allgemein gültige und 
für die Einstellungsbehörden verbindliche pauschale Kriterien 
aufstellte, nach denen die Entscheidung zu treffen ist. Eine solche 
Festlegung würde zu einer pauschalen Einordnung führen, die 
von Ihnen gerade abgelehnt wird (vgl, Frage 1.2). 
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5. Welche Vorstellungen bestehen bei der Bundesregierung, um die 
Arbeitsfähigkeit der Gerichte zu verbessern und die wachsende 
Zahl der Arbeitsrechtsklagen in angemessenen Zeiträumen zu be- 
wältigen? 


Der Aufbau einer eigenständigen Arbeitsgerichtsbarkeit in den 
neuen Bundesländern ist weitgehend abgeschlossen. Zum Jahres- 
wechsel 1992/93 werden in allen neuen Bundesländern selbstän- 
dige Gerichte für Arbeitssachen errichtet sein. Gleichzeitig hat 
sich die Geschäftslage der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung 
zunehmend positiv entwickelt. Die Erledigungen übersteigen 
inzwischen die Zahl der Neueingänge; die Rückstände konnten in 
erheblichem Umfang weiter ab gebaut werden. 

Zum Stichtag 30. September 1992 standen der Gesamtzahl von 
126973 Eingängen (zum Vergleich 30. September 1991: 217 345 
Eingänge) insgesamt 167 292 Erledigungen (zum Vergleich 
30. September 1991: 141685 Erledigungen) gegenüber. Damit 
sanken die anhängigen Verfahren zum Stichtag 30. September 
1992 gegenüber Ende 1991 von 140500 auf 98 314 Verfahren. 

Diese positive Entwicklung dürfte nicht zuletzt auf die personelle 
Hilfe der alten Bundesländer und die finanzielle Unterstützung 
durch den Bund seit 1990 zurückzuführen sein. Die Bundesregie- 
rung beteiligt sich über den Etat des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung anteilig an den Kosten 

— für die Neueinstellung von Richtern durch die neuen Länder, 

— für die Entsendung von Richtern und Rechtspflegern aus den 
alten Bundesländern, 

— für das sogenannte Seniorenmodell (Gewinnung von pensio- 
nierten Richtern aus den alten Bundesländern für eine zeitwei- 
lige Tätigkeit in den neuen Ländern). 

Nach einer entsprechenden Verwaltungsvereinbarung mit den 
alten und neuen Bundesländern wurden 1991 hierfür 7,35 Mio. 
DM und 1992 12,1 Mio. DM zur Verfügung gestellt; im Interesse 
einer weiteren Entspannung der Geschäftslage ist für 1993 eben- 
falls ein Betrag von 12,1 Mio. DM veranschlagt. Die Länder haben 
bisher die ihnen zur Verfügung gestellten Mittel nicht in voller 
Höhe ausgeschöpft (1991: ca. 5,4 Millionen, 1992: voraussichtlich 
ca. 8,8 Millionen). 

Der Personalbestand der Arbeitsrichter in den neuen Bundeslän- 
dern konnte auf 228 erhöht werden (Stand: 1. Mai 1992). Prozen- 
tual auf die Einwohnerzahl bezogen sind dies mehr Arbeitsrichter 
als in den alten Bundesländern. 61 Richter der ehemaligen Deut- 
schen Demokratischen Republik wurden nach ihrer Überprüfung 
übernommen, 89 Richter (in der Regel Juristen aus den alten 
Bundesländern) neu eingestellt und 78 Richter zur Unterstützung 
aus den alten Bundesländern entstandt. 
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